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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 30. September 2003 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Republik Bulgarien 

über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung 

der Organisierten und der schweren Kriminalität 


A. Problem und Ziel 

Die Regierung der Bundesrepubiik Deutschland hat mit der Regierung 
der Republik Bulgarien ein Abkommen über die Zusammenarbeit bei 
der Bekämpfung der Organisierten und der schweren Kriminalität 
unterzeichnet. Ziel des Abkommens ist es, die Zusammenarbeit bei 
der Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität zu verbes- 
sern und dadurch die Innere Sicherheit in den Vertragsstaaten zu 
erhöhen. 

B. Lösung 

Durch den Gesetzentwurf sollen die nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes erforderlichen Voraussetzungen für die innerstaatliche 
Inkraftsetzung des Abkommens geschaffen werden. 

C. Alternativen 


Keine 
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D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Kein zusätzlicher Vollzugsaufwand 

E. Sonstige Kosten 

Den Wirtschaftsbeteiligten entstehen keine zusätzlichen Kosten. 
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Bundesrepublik Deutschland 

DER BUNDESKANZI.ER 


Berlin, den September 2004 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Wolfgang Thierse 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter 1 lerr Präsident. 


hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Tntwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 30. September 2003 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung 
der Republik Bulgarien über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der 
Organisierten und der schweren Kriminalität 


mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 


Federführend ist das Bundesministerium des Innern. 


Der Bundesrat hat in seiner 803. Sitzung am 24. September 2004 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 


Mit freundlichen Grüßen 


|j ^ 




Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-5- 


Drucksache 15/3880 


Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 30. September 2003 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Bulgarien 
über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung 
der Organisierten und der schweren Kriminalität 

Vom 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Sofia am 30. September 2003 Unterzeichneten Abkommen zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Repu- 
blik Bulgarien über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Organisierten 
und der schweren Kriminalität wird zugestimmt. Das Abkommen wird nach- 
stehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 14 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 14 
in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkungen 

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten, da Kosten für die private Wirt- 
schaft und private Verbraucher nicht entstehen. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Bulgarien 
über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung 
der Organisierten und der schweren Kriminalität 


CnopasyMeHMe 

MexAy ripaBMTejiCTBOTO na OeAepanna penyö/iMKa repMaHMn 
M ripaBMTejiCTBOTO HB PenyöJiMKa B’bjirapMn 
Sa CbTpyAHMHeCTBO B npOTMBOAeMCTBMOTO 
Ha opraHMSMpaHaTa m TexKaTa npecTtnROCT 


Die Regierung der Bundesrepubiik Deutschiand 
und 

die Regierung der Repubiik Bulgarien, 
nachfoigend Vertragsparteien genannt - 

in der Absicht, einen Beitrag zur Entwicklung der beider- 
seitigen Beziehungen entsprechend dem Vertrag vom 9. Oktober 
1991 zwischen der Bundesrepubiik Deutschiand und der Re- 
pubiik Buigarien über freundschaftiiche Zusammenarbeit und 
Partnerschaft in Europa zu ieisten, 

in der Überzeugung, dass die Zusammenarbeit für die wirk- 
same Verhinderung und Bekämpfung von Straftaten, insbe- 
sondere der Organisierten Kriminaiität, des Terrorismus, der 
Suchtmittei- und Voriäufersubstanzenkriminaiität sowie der iiie- 
galen Einschieusung von Personen von wesentiicher Bedeutung 
ist, 

geieitet von dem Bestreben, die Bürger ihrer Staaten und 
andere Personen in ihrem Hoheitsgebiet wirksam vor krimineiien 
Handiungen zu schützen, 

in Anerkennung der großen Bedeutung der internationalen 
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Kriminalität und in 
dem Wunsch, einander möglichst umfassend Unterstützung zu 
gewähren und die Wirksamkeit der Zusammenarbeit in diesem 
Bereich zu steigern, 

eingedenk der Ziele und Prinzipien der völkerrechtlichen 
Übereinkünfte, die die Staaten der beiden Vertragsparteien rati- 
fiziert haben, sowie der Resolutionen der Vereinten Nationen 
und ihrer Sonderorganisationen im Bereich der Kriminaiitätsbe- 
kämpfung. 


in dem Bestreben, einen Beitrag zur Entwicklung der beider- 
seitigen Beziehungen zu leisten - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Die Vertragsparteien arbeiten nach Maßgabe ihres inner- 
staatlichen Rechts und vorbehaltlich der Bestimmung des 
Artikels 7 bei der Bekämpfung der Organisierten Kriminalität, 
des Terrorismus und anderer Straftaten im Sinne des Artikels 3 
zusammen. Zu diesem Zweck werden die Vertragsparteien: 


ripaBMTejiCTBOTO Ha OenepariHa penyöjiMKa lepMaHMH 

M 

ripaBMTencTBOTO Ha Penyö/iMKa B-bjirapMH, 

HapMHaHM no-HaTaTtK „floroBapamM CTpanM“ - 

BOfleHM OT HaMepeHMOTO Aa asabt cboh npMHOc sa pasBi/i- 
TMOTO Ha ASyCTpaHHMTe OTHOmeHMH B CbOTBeTCTBMe C flOrOBOpa 
Me>KAy OeAepanna penyönMKa JepMaHMa m PenyönMKa Btnra- 
paa sa npaaTencKO cbTpyAHMHecTBO m napTHbopcTBO b EBpona 
OT 9 OKTOMBPM 1991 t., 

ptKOBOAeHM OT yöexAeHMeTo, ae cbTpyAHMHecTBOTO e ot oco- 
öeHO SHaaeHMe sa ecjjeKTMBHOTo npeAOTBpaTaBaHe m npoTMBO- 
AeäcTBMe Ha npecTtnaeHMa, no-cneuManno na opraHMSMpaHaTa 
npecTtnHOCT, TepopMSMa, npecTtnHOCTTa bm BpisSKa c napKO- 
TMHHM BeutecTBa M npeKypcopM m nesaKOHHOTO npexatpaaHe 
Ha xopa npes rpaHMua, 

CTpeivieMKM ce Aa ocarypaT ecjjMKacHa saujHTa na rpaxAa- 
HMTe Ha CBOMTe AtpJKaBM M ApyrM AMua Ha CBoaTa TepwTopMa 
OT npecTTinHM abmctbmh, 

KaTO npi/isHaBaT joahmoto snaaeHMe na MOJKAynapoAHOTO 
CbTpyAHMaecTBO b npoTMBOAeMCTBMeTO Ha npecTTannocTTa m 
boabhm ot jxenaHMeTO Aa cm oKasBaT bisSmokho HaM-oöxBaTHO 
cbAeMCTBMe M Aa noBMuiaT ecjjeKTMBHocTTa aa cbTpyAHMaecT- 

BOTO B TaSM OÖnaCT, 

KaTO MMaT npeABMA uenMTe m npMHUMnMTe na MejKAyna- 
poAHonpaBHMTe cnopasyivieHMH, komto ca paTMcfiMUMpaHM ot 
A tpjKaBMTe Ha floroBapnuiMTe CTpaHM, kbkto m pesomouMMTe 
Ha OpraHMsauMHTa na oöeAMHeHMTe nauMM m neMHMTe cnepMa- 
AMSMpaHM opraHMsauMM B ccjjepaTa na npoTMBOAeMCTBMe aa 
npecTtnaocTTa, 

KaTO ce CTpeMHT Aa AonpaaecaT sa pasBMTMeTO aa Aßy- 
CTpaHHMTe OTHOmeHMH - 

ce cnopasyMHxa sa cneAHOTo: 

HjieH 1 

floroBapnuiMTe CTpaaM, b cbOTBeTCTBMe c aauMOHanHOTO cm 
saKOHOAaTencTBO m kbto cnasBaT pasnopeAÖaTa Ha anea 7, cm 
C bTpyAHMHaT B npoTMBOABMCTBMeTO HB OpraHMSMpaHaTa npe- 
CTtnaocT, TepopMSMa m ApyrM npecTtnneHMH no CMMCbna aa 
anea 3. 3a tbsm gen floroBapnuiMTe CTpaHM: 
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1. eine gemeinsame Kommission bestehend aus ieitenden 
Beamten der Ministerien des innern der Vertragsparteien 
unter Beteiiigung von gegenseitig zu benennenden Fach- 
ieuten biiden, die bei Bedarf auf Wunsch einer Vertrags- 
partei Zusammentritt; 

2. Fachieute zur gegenseitigen information über Arten und 
Methoden der Kriminaiitätsbekämpfung und für besondere 
Formen der Kriminaiitätsbekämpfung und der Kriminai- 
technik austauschen; 

3. informationen und Personaiien von Tatbeteiiigten an 
Straftaten, insbesondere auch von Hinterieuten und Draht- 
ziehern, Strukturen der Tätergruppen und krimineiien Orga- 
nisationen und die Verbindungen zwischen ihnen, typisches 
Täter- und Gruppenverhaiten, den Sachverhait insbe- 
sondere die Tatzeit, den Tatort, die Begehungsweise, die 
Objekte der Straftat, Besonderheiten sowie die verletzten 
Strafnormen und getroffenen Maßnahmen nach Maßgabe 
ihres innerstaatlichen Rechts und vorbehaltlich des Arti- 
kels 7 mitteilen, soweit dies für die Bekämpfung von Straf- 
taten oder zur Abwehr einer im Einzelfall bestehenden 
erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit erforderlich 
ist; 


4. auf Ersuchen die nach dem Recht der jeweils ersuchten 
Vertragspartei zulässigen Maßnahmen durchführen, wobei 
sie im Rahmen ihres innerstaatlichen Rechts und vorbe- 
haltlich des Artikels 7 die Anwesenheit von Vertretern der 
zuständigen Behörden der anderen Vertragspartei bei der 
Durchführung operativer Maßnahmen gestatten können; 
eine Mitwirkung der Vertreter an operativen Maßnahmen ist 
nicht zulässig; 

5. bei operativen Ermittlungen durch aufeinander abgestimm- 
te polizeiliche Maßnahmen Zusammenarbeiten und dabei 
nach Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts und vorbe- 
haltlich des Artikels 7 personell, materiell und organisa- 
torisch Unterstützung leisten; 

6. Erfahrungen und Informationen insbesondere über ge- 
bräuchliche Methoden der internationalen Kriminalität sowie 
besondere, neue Formen der Strafbegehung austauschen; 

7. kriminalistische und kriminologische Forschungsergebnis- 
se austauschen; 

8. einander Muster von Gegenständen, die aus Straftaten 
erlangt oder für diese verwendet worden sind oder mit 
welchen Missbrauch getrieben wird, zur Verfügung stellen; 

9. nach Möglichkeit Fachleute zur Fortbildung und zum Er- 
fahrungsaustausch entsenden; 

10. nach Bedarf und im Rahmen konkreter Ermittlungsver- 
fahren nach Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts und 
vorbehaltlich des Artikels 7 zur Vorbereitung und Durch- 
führung gemeinsamer Maßnahmen Arbeitstreffen abhaiten. 


Artikel 2 

(1) Die Übermittlung von Informationen erfolgt nach diesem 
Abkommen sowie nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts 
durch die nach Artikel 8 zuständigen Behörden der einen Ver- 
tragspartei auf schriftliches Ersuchen der zuständigen Behörden 
der anderen Vertragspartei. In dringenden Fällen kann das Er- 
suchen auch mündlich übermittelt werden, es muss aber unver- 
züglich schriftlich bestätigt werden. 

(2) Das Ersuchen nach Absatz 1 ergeht in deutscher oder 
bulgarischer Sprache oder in einer anderen, von den Vertrags- 
parteien vereinbarten Sprache und enthält: 


1. cbSAasaT CMeceua kommcmh, cbCTonma ce ot ptskoboahm 
cnyxMTenn ua MMHMCTepcTBara ua B-bxpeujHMTe paboxn 
Ha floroBapHurnxe cxpann c ynacxMexo na eKcnepxM, noco- 
HeHM cboxBexHo ox flBexe cxpauM, kohxo ure ce cböripa 
npH HeoöxoAHMOcx no >KenaHne na eAHa ox floroBapnurnxe 
cxpann; 

2. pasMOHFix eKcnepxM aa B3anMHO MHcjjopMMpaHe aa Haun- 
HHxe M MexoAHxe na npoxMBOAeücxBMe na npecx'bnHOCXxa 
H aa cneuHcjjMHHM cjjopMM, ManonaBaHM b npoxMBOAeiicx- 
Bwexo Ha npecxtnnocxxa m b KpMMWHanMcxHHHaxa xexHMKa; 

3. CM npeAOCxaBHx MHCfropMauMH m amhhm ashmm aa ynacx- 
HMUM B npecxtnaeHMH, no-cneuManno aa noMarauMxe m op- 
raHMaaxopMxe, cxpyKxypMxe na rpynnxe ox Maa-bpmMxenM 
M npecxtnHM opraHMaauMM, m BptaKMxe Me>KAy xhx, xm- 
nMHHOxo noBOAeHMe na AMua m rpynM ox nMpa, ynacxBamM 
B MaB’bpAJBanexo na npecxTanxieHMH, aa cjjaKXM m oöcxoh- 
xencxBa, no-cneuManno apeMe, mhcxo m nauMH Ha MaBi^p- 
Ajeane na npecxtn/ieHMexo, oöeKXMxe Ha npecxtnaeHMe, 
cneuMcfjMHHM ocoöenocxM, KaKxo m napymeHMxe naKa- 
aaxenHM hopmm m BaexMxe iviepKM b ctoxBexcxBMe c na- 
UMOHaxiHOxo MM aaKOHOABxeACXBO M npM cnaaaaHe paano- 
peAÖaxa Ha nnen 7 aokoakoxo xoBa e hboöxoammo aa npo- 
XMBOABMCXBMexo Ha npecx-fanxieHMH mam aa npeAOXBpaxn- 
Banexo na KOHKpexHa anaHMxenna aannaxa aa oöLAecxae- 
Haxa CMrypHOCx; 

4. no Monöa, MaBTspurBax AonycxMMMxe cbrnacHO saKOHOAa- 
xencxBOXo Ha cisOXBexHaxa AoroBapnura cxpana, KtM kohxo 
e oxnpaaeHa Monöaxa, MepKM, npM Koexo b paMKMxe na 
CBoexo HauMOHanHO aaKonoAaxencxBO m cnaaeaMKM nnen 
7 Morax Aa paapemax npMCtcxBMexo na npeACxaBMxenM 
Ha KOMnexenxHMxe opranM na Apyraxa floroBapnuja cxpa- 
Ha npM MaB’bpAJBanexo na onepaxMBHM MeponpMnxMn; yna- 
cxMe Ha npeACxaBMxenMxe b onepaxMBHMxe MeponpMnxMn 
e HBAonycxMMo; 

5. CM cbxpyAHMHax npM onepaxMBHO paacneAßaHe npea Cbrna- 
cyeaHM noAMueMCKM MepKM m npM xoea b cbOXBexcxBMe 
c HauMOHanHoxo cm aaKOHOAaxencxBO m cnaaBaMKM paa- 
nopeAÖaxa Ha nnen 7 ce noAnoMarax cbc cneuManMCXM m 
CM OKaaeax MaxepManna m opraHMaauMOHHa noMOui; 

6 . oÖMeHHx onMx m MHCfropMauMn, no-cneuManHO oxhocho Ma- 
nonaBaHM MexoAM ox Me>KAyHapoAHaxa npecxBnHocx, kakxo 
M aa cneuMcjjMHHM hobm cjjopMM Ha MaB'bpmBaHe na npe- 
cxtnaeHMH; 

7. oÖMeHHx peaynxaxM ox KpMMMHanMCXMHHM m kpmmmhoao- 
rMHHM MacneAsaHMH; 

8 . npeAOCxaBHX cm BaaMMHO oöpaauM ox npeAMexM, npMAO- 
ÖMXM ox npecx’bnneHMH mam ManonaBaHM aa xnxHOxo m3- 
BtpujBaHe, KaKxo m xaKMBa, komxo ca npeAMex Ha anoyno- 
xpeöa; 

9. no BtaMOXHOCX Manpaujax cnepManMCXM aa KBanMcjjMKa- 
UMH M OÖMBH Ha OAMX; 

10. npoBexAax paöoxHM cpeujM npM hboOxoammocx m b paM- 
KMxe Ha KOHKpexHO paacneABane b cboxBexcxBMe c na- 
UMOHanHOxo cm aaKOHOAaxencxBO m cnaaaaMKM paanopeA- 
6axa Ha Hnen 7 aa noAroxoBKa m npoBexAane na cbb- 
MeCXHM MeponpMHXMH. 

HneH 2 

(1) ripeAOCxaBFiHexo na MHctDopMauMn ce ocbmecxBHBa no 
xoBa CnopaayMeHMe m b cboxBexcxBMe c HauMonanHOxo aaKO- 
HOAaxencxBO ox KOMnexeHXHMxe no ha. 8 opranM na eAHaxa flo- 
roBapnuia cxpana no nMCMeno MCKane, oxnpaBeno ox KOMne- 
xenxHMxe opranM Ha Apyraxa floroBapnma cxpana. B cnemnM 
cnynaM MCKanexo Moxe Aa ce noAaAe ycxno m cneA xoea Aa ce 
noxBtpAM HeaaöaBHO b nMCMen bma. 

(2) l/IcKanexo no an. 1 ce Manpaiua na ötnrapcKM mam hbm- 
CKM eaMK, MAM Ha Apyr, yroBopen ox floroBapnurMxe cxpaHM eaMK, 
M cbAtpxa: 
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1 . Angaben zum Zweck des Ersuchens sowie die zur Erfüliung 
des Ersuchens erforderiichen Informationen; 

2. die Angabe, weiche Arten von informationen übermittelt 
werden sollen; 

3. die Fristen für die Erfüllung des Ersuchens, wenn das not- 
wendig ist. 

(3) Die zuständigen Behörden jeder Vertragspartei teilen nach 
Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts den zuständigen Be- 
hörden der anderen Vertragspartei auch ohne Ersuchen In- 
formationen mit, wenn diese von Bedeutung für die andere Ver- 
tragspartei bei der Bekämpfung und Aufklärung von Straftaten 
der Organisierten und der schweren Kriminalität wären. 


Artikel 3 

(1) Die Vertragsparteien arbeiten nach Maßgabe ihres inner- 
staatlichen Rechts durch ihre zuständigen Behörden bei der Be- 
kämpfung und Aufklärung von Straftaten der Organisierten und 
der schweren Kriminalität zusammen. 

(2) Die Zusammenarbeit umfasst insbesondere folgende Be- 
reiche: 

1. Straftaten gegen das Leben, die Gesundheit und die per- 
sönliche Freiheit; 

2. Terrorismus; 

3. unerlaubter Anbau, unerlaubte Flerstellung, Gewinnung, 
Verarbeitung, Lagerung, Ein-, Aus- und Durchfuhr sowie 
Flandel mit Betäubungsmitteln, psychotropen Stoffen und 
Vorläufersubstanzen; 

4. Zuhälterei und Menschenhandel; 

5. unerlaubte Einschleusung von Personen und illegale Migra- 
tion; 

6. unerlaubte Flerstellung, unerlaubter Handel mit und 
Schmuggel von Waffen, Munition und Sprengstoff sowie 
radioaktivem und nuklearem Material; 

7. unerlaubter Handel mit Waren und Technologien mit einem 
möglichen doppelten Verwendungszweck; 

8. unerlaubter Handel mit Kulturgut; 

9. Erpressung; 

1 0. Herstellung und Verbreitung von Falschgeld, Fälschung von 
unbaren Zahlungsmitteln oder Wertpapieren sowie Ver- 
wendung gefälschter unbarer Zahlungsmittel oder Wert- 
papiere; 

1 1 . Herstellung von falschen und Verfälschung von öffentlichen 
Dokumenten und Urkunden; 

12. Eigentumskriminalität; 

13. Unterschlagung, Diebstahl und Verschiebung von Kraft- 
fahrzeugen; 

14. Betrug; 

15. Falschspiel und unerlaubtes Glücksspiel; 

16. Geldwäsche; 

1 7. Straftaten gegen die Umwelt; 

18. Computerkriminalität; 

19. Straftaten gegen das geistige Eigentum. 

Artikel 4 

Zum Zwecke der Bekämpfung von unerlaubtem Anbau, 
unerlaubter Herstellung, Gewinnung, Verarbeitung, Lagerung, 
Ein-, Aus- und Durchfuhr sowie Handel mit Suchtstoffen, Grund- 


1. flaHHM aa uenra na ucKaHexo, KaKTo m HeoöxoAHMaxa aa 
MantnueHne ua ucKaHexo HHCtJopMaunFi; 

2. flaUHM OTHOCHO BUfla MHCjjOpMaLIMFI, npeAOCTaBHHeTO Ha 

KOFiTO ce MCKa; 

3. cpoKOBexe aa nant/iHeHi/ie na MCKaHexo, Koraro tobb e 
HeOÖXOAHMO. 

(3) KoMneTeHTHHxe opraHM na BCHKa ot floroBapniAHTe 
crpaHM B cbOTBexcTBHe c HauMOHaxiHoxo CM aaKOHOAaxencxBO 
npeAOCxaBHx MHCjjopMauMFi na KOMnexeHXHMxe oprauM Ha Apy- 
raxa floroBapniAa cxpana m öea MCKane, aKO xaaM MHctsopMauMH 
6m öMtia ox aHaueHMe aa Apyraxa floroBapnAia cxpana aa 
npoxMBOAeMCXBMe m paaKpMBane na npecxxinxieHMH na 
opraHMaMpanaxa m xexKaxa npecx-bnHOCX. 

H/ieH 3 

(1) floroBapnujMxe cxpaHM b ctoxBexcxBMe c HauMOHaxiHoxo 
CM aaKOHOAaxencxBO cm cbxpyAHMuax npea CBOMxe KOMuexenx- 
HM opraHM npM npoxMBOASMCXBMexo M paaxpMBaHexo na npe- 
cx'bnneHMFi na opraHMaMpanaxa m xexKaxa npecx-bnHocx. 

(2) C'bxpyAHMHecxBOxo oöxeauia ocobeno cneAHMxe o6na- 
cxm; 

1. npecxTsuneHMH cpeujy xMBOxa, aApaaexo m nMunaxa cbo- 
6oAa; 

2. xepopMatM; 

3. HeaäKOHHO KynxMBMpane, neaaKOHHO npoMaBOACXBO, ao- 
öMBane, npepaöoxKa, cfaxpannBaHe, bhoc, mshoc m xpanaM- 
xeH xpaHcnopx, kbkxo m x-bproBMn c hapkoxmhhm Beuiecxaa 
M npeKypcopM; 

4. CBOAHMHecxBO M xtproBMiq c xopa; 

5. HeaaKOHHO npexetpAHHe Ha xopa npea rpaHMpa m nene- 
ranHa MMrpauMn; 

6. HeaaKOHHO npoMaeoACXBO, neaaKOHHa xtproBMa c m koh- 
xpaöaHAa na opi^xMe, öoenpMuacM m bspmbhm seujecxBa, 
KaKXO M paAMOaKXMBHM M HAPSHM BeiAÖCXBa; 

7. HeaäKOHHa xtproBMa cbc cxokm m xexHonotMM c B-baivioxHa 
ABOMHa ynoxpeöa; 

8. HeaäKOHHa xxiPfobma c KynxypHO-McxopMuecKM peHHOcxM; 

9. MaHyABaHe; 

10. npoMSBOACXBO M paanpocxpaneHMe Ha cftanujMBM napM, 
cfianmMctJMUMpaHe na neKemoBM paannaiAaxenHM cpeACX- 
Ba MAM ueHHM KHMxa, KaKXO M ManoAaBaHexo Ha cjjan- 
ujMcjjMUMpaHM HeKemoBM paannauiaxenHM cpeACxaa m uen- 
HM KHMxa; 

11. MaroxBHHe na homcxmhckm m npenpaBSHe na ocfiMUManHM m 
HacxHM AOKyMeHXM; 

12. npecxTsuneHMH cpeuiy coöcxBenocxxa; 

13. npoxMBoaaKOHHO oxHeiviaHe, Kpaxöa m KOHxpaöaHAa na 
MoxopHM npeBoaHM cpeACXBa; 

14. MaMaMa; 

15. MaMaMa b aaHMMaxenHMxe MtpM m HeaaKOHHM xaaapxHM mfpm; 

16. npane Ha napM; 

17. npecxTsuneHMH cpeuty OKonnaxa cpeAa; 

18. KOMHioxtpHM npecxtuneHMH; 

19. npecxTsuneHMH cpeuiy MHxeneKxyanHaxa coöcxBeHocx. 

H/ieH 4 

3a Aa npoxMBOABMcxBax Ha HeaaKOHHOxo KynxMBMpaHe, He- 
aaKOHHOxo hpomsboacxbo, AoOMBane, noAroxoBKa m cbxpaHH- 
Bane, bhoc, MaHoc m xpaHSMxeH xpancnopx, kbkxo m xxiproBMHxa 
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stoffen und Vorläufersubstanzen werden die Vertragsparteien 
auf der Grundlage ihres innerstaatlichen Rechts und vorbe- 
haltlich der Bestimmungen des Artikels 7 insbesondere 

1 . Personalien von an der Rauschgiftherstellung und dem 
Rauschgifthandel beteiligten Personen, Verstecke und Trans- 
portmittel, Arbeitsweisen, Herkunfts- und Bestimmungsort 
der Suchtstoffe sowie besondere Einzelheiten eines Falles 
mitteilen, soweit dies für die Bekämpfung von Straftaten 
oder zur Abwehr einer im Einzelfall bestehenden erheblichen 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit erforderlich ist; 


2. auf Ersuchen entsprechende Maßnahmen, einschließlich der 
Anwendung der Methode der kontrollierten Lieferung, durch- 
führen und der anderen Vertragspartei die gewonnenen sach- 
dienlichen Erkenntnisse mitteilen; 

3. Informationen über gebräuchliche Methoden des illegalen 
grenzüberschreitenden Verkehrs von Rauschgift mitteilen; 

4. kriminalistische und kriminologische Forschungsergebnisse 
zu Rauschgifthandel und -missbrauch austauschen; 

5. einander Informationen über neue Suchtstoffe und andere 
gefährliche Stoffe sowohl pflanzlicher wie auch synthe- 
tischer Flerkunft, mit welchen Missbrauch getrieben wird, zur 
Verfügung stellen; 

6. Erfahrungen über die Überwachung des legalen Verkehrs 
von Suchtstoffen sowie Grundstoffen und Vorläufersub- 
stanzen, die zu ihrer illegalen Herstellung benötigt werden, 
im Hinblick auf mögliche unerlaubte Abzweigungen aus- 
tauschen; 

7. gemeinsam Maßnahmen durchführen, die zur Verhinderung 
von unerlaubten Abzweigungen aus dem legalen Verkehr 
erforderlich sind und über die Verpflichtungen der Vertrags- 
parteien aufgrund der geltenden Suchtstoffübereinkommen 
hinausgehen; 

8. gemeinsame Maßnahmen zur Bekämpfung der unerlaubten 
Herstellung synthetischer Drogen durchführen. 


Artikel 5 

Zum Zwecke der Bekämpfung des Terrorismus, vor allem 
auch in den in Artikel 3 beschriebenen Deliktsbereichen, werden 
die Vertragsparteien auf der Grundlage ihres innerstaatlichen 
Rechts und vorbehaltlich der Bestimmung des Artikels 7 In- 
formationen und Erkenntnisse austauschen über geplante und 
begangene terroristische Akte, Verfahrensweisen und terroris- 
tische Gruppierungen, die Straftaten planen, begehen oder be- 
gangen haben, soweit dies für die Bekämpfung von Straftaten 
des Terrorismus oder zur Abwehr einer im Einzelfall be- 
stehenden erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit er- 
forderlich ist. 


Artikel 6 

Zum Zwecke der Bekämpfung der illegalen Einschleusung 
von Personen arbeiten die Vertragsparteien auf der Grundlage 
ihres innerstaatlichen Rechts und vorbehaltlich der Bestimmung 
des Artikels 7 zusammen, indem sie insbesondere: 

1 . eine Arbeitsgruppe zur gemeinsamen Analyse der hiermit 
zusammenhängenden Fragen und zur Ausarbeitung geeig- 
neter Gegenmaßnahmen bilden; 

2. Informationen mitteilen, die zur Bekämpfung der illegalen 
Einschleusung von Personen erforderlich sind. 


c HapKOTMHHM BSLitecTBa, ocHOBHM cy6cTaHL|MM M npoKypcopM, 
floroBapniMMTe CTpann bijS ochobb na CBoexo HagnoHanHO 
saKOHOAaTejiCTBO n Karo cnasBar pasnopeASaxa na Hnen 7 no- 
cnepnaAHO 

1. ce MHCfjopMMpaT sa AaHHuxe ua nnga, ynacTBamn b npons- 

BOACTBOTO Ha HapKOTMHHM BOATeCTBa M T'bprOBMHTa C THX, 
sa CKpMBaAMmaxa m TpaHcnoptHMTe cpeACXBa, sa HauMHa 
Ha AeMCXBMe, sa Mecxaxa na npoMsxoA m npeAHasHaneHMe 
Ha HapKOTMHHMxe BeiAecTBa, kbkto m sa cneuMctsMHHM 
noApoöHocxM sa koukpothmh CAynaM, aokoakoxo tobb e 
HeoöxoAMMO sa npoxMBOAeMCXBMe na npecx’bnAeHMnxa mam 
sa npeAOTBpaxHBaHe na KOHKpexHa c'bA4ecTBeHa sanAaxa 
sa oÖAjecTBeHaxa CMrypnocx; 

2. no MOAöa, npeAnpMSMax cbOXBexHMxe MepKM, bkaiohmtoa- 
Ho npMAarane na MexoAa na KOHTpoAMpanaxa AOCxaBKa, m 
yBBAOMABax Apyraxa AoroBapnma cxpana sa npMAOÖMXMxe 

SHaHMMM AaHHM; 

3. CM npeAOCxaBHT MHctJopiviauMH sa MsnoASBaHMxe motoam sa 
HesaKOHHMH xpaHcrpaHMHeH xpacjjMK hb HapKOXMUM; 

4. OÖMeHHX peSyAXaXM OX KpMMMHaAMCXMneCKM M KpMMMHOAO- 
rMHecKM MSCAeAsaHMH B oÖAacxxa hb xtproBMnxa c HapKO- 
TMUM M SAOynoxpeöaxa c tax; 

5. ce MHCjjOpMMpaT BSaMMHO sa OÖpaSÜM OX HOBM HBPKOXMHHM 
M ApyxM onacHM BeiASCTBa ox pacxMxeAeH m cMHxexMneH 
npoMSXOA, c KOMxo ce SAoynoxpeönBa; 

6. OÖMeHHX onMx oxhocho KOHxpoAa Ha saKOHHOXo npenacHHe 
HB HapKOTMHHM BSAjeCXBa, KBKTO M HB OCHOBHM CyÖCXaHUMM 
M npeKypcopM, hooöxoammm sa HesaKOHHOxo mm npoMSBOA- 
CXBO, c orABA Ha eBeHxyaAHOTO mm HepaspemeHO otkaohh- 
BBHe; 

7. npeAnpMOMax cbBMecxHM MepKM, hboOxoammm sa npeAOx- 
BpaxHBaHexo hb HepaspemeHoxo oxKAOHHBaHe ox sbkoh- 
Hoxo npeHBCHHe m komxo hsaxbisPaht paMKMxe hb ssaxia- 
xeHMHxa Ha floroBapHiAMxe cxpanM Bts ochobb hb asmcx- 

BaA<MTe KOHBeHUMM SB HBpKOXMHHMXe BSAjeCXBa; 

8. npeAnpMeMBX ctBMecxHM MepKM b npoxMBOAeMCXBMexo na 
HeSaKOHHOTO npOMSBOACXBO Ha CMHXeXMHHM HapKOXMUM. 


Habh 5 

C USA npOXMBOASMCTBMe Ha XepOpMSMB, npeAM bcmhko b 
nocoHeHMxe b habh 3 bmaobs npecxxinAeHMH, floroBapHmMxe 
CXpaHM, BXiS OCHOBB HB CBOeXO HBUMOHaAHO SaKOHOASTeACXBO 
M cnasBBMKM pasnopeAÖaxa na hash 7, oömohht MHCtsopMauMH m 
A aHHM OXHOCHO SanAaHyBBHM M MSBtpLAeHM XepOpMCXMHHM BK- 
TOBe, sa MexoAMxe na AeMCXBMe m sa xepopMCXMHHM rpynM- 
pOBKM, KOMXO nOArOXBHX, MSB'bpUJBaT MAM CB MSB'bpmMAM npe- 
cxxinAeHMH, AOKOAKOXO xoBB 6 HBOÖXOAMMO sa npOXMBOAeMCX- 
BMexo Ha npecxtnASHMH na xepopMSMa mam sa npeAOTBpaxfl- 
Banexo Ha KOHKpexna ctarecxBeHa onacHocx sa oöiAecxBeHaxa 
CMrypHOCX. 


HneH 6 

C UeA npOTMBOASMCXBMe HB HeSBKOHHOTO npexBtpAHHe Ha 
xopa npes rpaHMpa, floroBapHmMxe cxpanM cm cbxpyAHMHax Bts 
OCHOBB HB CBOeXO HBUMOHaAHO SBKOHOAaxeACXBO M CnaSBBMKM 
pasnopeAÖaxa na habh 7, Kaxo no-cneuManHo: 

1. obSAaBax paöoTHa rpyna sa cbBMecxeH anaAMS na CB-up- 
saHMxe c XOBB BXinpocM M sa MsroxBHHe na aoaxoahlam 
KOHxpaMepKM; 

2. CM npeAOCXBBHX MHCjjOpMaUMH, HeOÖXOAMMB sa npOXMBO- 
AeMcxBMexo hb HesaKOHHOxo npexBtpAHHe na xopa npes 
rpaHMua. 
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Artikel 7 

Durch dieses Abkommen werden die Bestimmungen über die 
Rechtshiife in Strafsachen sowie über die Amts- und Rechtshilfe 
in Fiskalsachen und sonstige in zweiseitigen oder mehrseitigen 
Verträgen enthaltenen Verpflichtungen der Vertragsparteien nicht 
berührt. 

Artikel 8 

(1) Zum Zwecke der Umsetzung dieses Abkommens erfolgt 
die Zusammenarbeit der Vertragsparteien unmittelbar zwischen 
den nachfolgend genannten zuständigen Behörden und von 
diesen jeweils benannten Experten. 

Zuständige Behörden sind: 

auf Seiten der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

1 . Bundesministerium des Innern, 

2. Bundesministerium der Finanzen, 

3. Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung, 

4. Bundeskriminalamt, 

5. Grenzschutzdirektion, 

6. Zollkriminalamt, 

auf Seiten der Regierung der Republik Bulgarien 
der Minister für innere Angelegenheiten. 


(2) Die Vertragsparteien zeigen einander auf diplomatischem 
Weg Änderungen der Zuständigkeiten oder Bezeichnungen der 
Behörden an, die dieses Abkommen durchführen. 

Artikel 9 

Die Vertragsparteien können weitere Einzelheiten der in den 
Artikeln 1 bis 6 vereinbarten Zusammenarbeit in gesonderten 
Durchführungsprotokollen festlegen. 


Artikel 10 

Unter Beachtung des innerstaatlichen Rechts jeder Vertrags- 
partei erfolgen Übermittlung und Verwendung von personenbe- 
zogenen Daten, im Weiteren Daten genannt, im Rahmen dieses 
Abkommens durch die in Artikel 8 genannten Stellen der Ver- 
tragsparteien nach Maßgabe folgender Bestimmungen: 

1 . Die empfangende Stelle einer Vertragspartei unterrichtet die 
übermittelnde Stelle der anderen Vertragspartei auf Er- 
suchen über die Verwendung der übermittelten Daten und 
über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

2. Die Verwendung der Daten durch den Empfänger ist nur zu 
den in diesem Abkommen bezeichneten Zwecken und zu 
den durch die übermittelnde Stelle vorgegebenen Bedin- 
gungen zulässig. Die Verwendung ist darüber hinaus zur Ver- 
hütung und Verfolgung von Straftaten sowie zum Zwecke 
der Abwehr von erheblichen Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit zulässig. 

3. Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit 
der zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit 
und Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermitt- 
lung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem 
jeweiligen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungs- 
verbote zu beachten. Die Übermittlung der Daten unter- 
bleibt, wenn die übermittelnde Stelle Grund zu der Annahme 
hat, dass dadurch gegen den Zweck eines innerstaatlichen 
Gesetzes verstoßen würde oder schutzwürdige Interessen 
der betroffenen Personen beeinträchtigt würden. Erweist 
sich, dass unrichtige Daten oder Daten, die nicht übermittelt 


H/ieH 7 

Toea CnopasyMenne ne sacnra paanopeflönje sa OKasBaue 
na npaena noMom b HaKasaTennn flena, KaKTO n na aflMH- 
HMCTpaTMBHa M npaBHa noMom b oö/iactra na AantHHOTO npa- 
BO M Apyrn saAttixennn na floroBapnAjuTe CTpann, nponsTH- 
naAjM OT ABycTpaHHM nnn MHorocrpaHHn AoroBopn. 

H/ieH 8 

(1) 3a nsn-bAHeHMe na TOBa CnopasyMenne cbTpyAHnnecT- 
BOTO MexAy floroBapnAjMTe CTpann ce usB'bpujBa HenocpeACx- 
BBHO MexAy noconeHMTe no-Aony KOMneTeHTHn opraHM m ua- 
soBaHMxe ox xnx excnepxn. 

KoMnexenxHM opraHM ca: 

sa ripaBMxencxBOxo na PenyöAMxa B-bnrapMn 

- MMHMCX'bp'bX HS B’bXpeAJHMXe paÖOXM, 

sa ripaBMxencxBoxo Ha OeAepaAna penyö/iMKa FepiviaHMH 

1. OeAepaAHoxo MMHMcxepcxBO na B’bxpemHMxe paöoxM, 

2. OeAepaAHOxo mmhmcxopcxbo na cfrMHancMxe, 

3. OeAepäAHOxo MMHMCxepcxBO Ha SApaeeonasBaHexo m co- 
UManHoxo ocMtypHBaue, 

4. OeAepaAHaxa KpMMMHaAna CAyxöa, 

5. flMpeKUMHxa Ha rpaHMHHaxa oxpana, 

6. MMXHMHecKaxa KpMMMHaAna CAyxöa. 

(2) floroBapniAMxe cxpanM ce yßeAOMABax no AMHAOMaxM- 
necKM ntx sa npoMenM b KOMnexenuMMxe mam HaMMenoBaHMAxa 
Ha opraHMxe, komxo HsntAHnBax xosa CnopasyMeHMe. 

Habh 9 

floroBapnutMxe cxpaHM Morax Aa onpeAeAnx ApyrM noApoö- 
HOCXM BXiB SptSKa CbC CbXpyAHMHeCXBOXO, AOrOBOpeHO B HAe- 
HOBexe 1 AO 6, B oxaöahm npoxoKOAM sa HsntAHeHMe na xosa 
CnopasyMeHMe. 

Hagh 10 

ripM cnasBane Ha HauMOHanHoxo saxoHOAaxeAcxBO na BCAxa 
AoroBapHma cxpana, npeAOCxaBHHexo m MsnoASsaHexo na amh- 
HM AaHHM, HapMHaHM no-HaxaxxiK „AannM“, b paMKMxe na xosa 
CnopasyMeHMe ox noconeHMxe b hagh 8 opraHM na Aoroeapn- 
mMxe cxpaHM ce MSBXipAjBa b cboxBexcxBMe cbc cagahmxg 
pasnopeAÖM: 

1. FloAyHaBaLAMAx opran Ha eAHaxa AoroBapauja cxpana mh- 
cfropMMpa npeAOCxaBALAMA opran na Apyraxa AoroBapnoja 
cxpana no MOAÖa oxhocho MsnoASBanexo na npeAOCxa- 
BGHMxe abhhm m noAyHGHMxe c xHxna aomola pesyAxaxM. 

2. l/lsnoASBanexo na AanHMxe ox noAynaxeAA e AonycxMMO 
caMO sa nocoHGHMxe b xobb CnopasyMeHMe ugam m npM 
onpeASAenMxe ox npeAOCxaBHAtMH opran ycAOBMH. Ocbgh 
xoBa MsnoASBanexo e AonycxMMO sa npeBenuMH m npecAGA- 
Bane na npecxtnAeHMA, xaxxo m sa npeAOXBpaxHBane na 
SHaHMXGAHM SaAAäXM Sa OÖAjeCXBGHaXa CMXypHOCX. 

3. FIpeAOCxaBHmMHx opran e aat^xom Aa ce rpMXM sa Bep- 
Hocxxa na npeAOCxaBHHMxe AaHHM, kakxo m Aa npoeepHBa 
AaAM xe ca hgoöxoammm m AaAM npeAOCxaBAHexo mm e 
cboöpasHO c uGAxa, sa kohxo ce Mcxa npeAOCxaBHnexo mm. 
ripM xoBa xpnöBa Aa ce cbÖAiOAaBax ASMCXBamMxe ctrAac- 
Ho cboxBexHoxo HauMOHaAHO saKOHOAaxeAcxBo saöpaHM sa 
npeAOCxaBAHexo na AannM. He ce npeAOCxaBAX AaHHM, axo 
npeAOCxaBAiAMAx opran MMa ocHOBaHMe Aa npMGMe, ne no 

XOSM HSHMH ÖM CG HapyAJMAa UGAXa Ha AaASH HaUMOHaAGH 
saKOH MAM öMxa ce HaKtpHMAM noAAOxaojM Ha saujMxa 
npaea na sacemaxMxe AMua. Ako ce oxaxe, ne ca npeAO- 
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werden durften, übermittelt worden sind, so ist dies dem 
Empfänger unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, die 
Berichtigung oder Löschung unverzüglich vorzunehmen. 

4. Einer Person ist auf Antrag über die zu ihr vorhandenen 
Daten sowie über deren vorgesehenen Verwendungszweck 
Auskunft zu erteilen. Ihr Recht auf Auskunftserteilung richtet 
sich nach dem innerstaatlichen Recht der Vertragspartei, in 
deren Hoheitsgebiet die Auskunft beantragt wird. Die Ertei- 
lung einer solchen Auskunft kann verweigert werden, wenn 
das Interesse des Staates, die Auskunft nicht zu erteilen, das 
Interesse des Antragstellers überwiegt. 

5. Jede Person, die infolge rechtlicher oder faktischer Fehler 
bei der Übermittlung von Daten im Rahmen dieses Abkom- 
mens geschädigt wird, hat Anspruch auf Schadensersatz. 
Die empfangende Stelle ist nach Maßgabe ihres innerstaat- 
lichen Rechts zum Ersatz des verursachten Schadens ver- 
pflichtet. Sie kann sich gegenüber dem Geschädigten nicht 
darauf berufen, dass der Schaden durch die übermittelnde 
Stelle verursacht worden ist. Leistet die empfangende Stelle 
Schadensersatz wegen eines Schadens, der durch die Ver- 
wendung von fehlerhaft übermittelten Daten verursacht 
wurde, erstattet die übermittelnde Stelle der empfangenden 
Stelle den Gesamtbetrag des geleisteten Ersatzes. 

6. Die übermittelnde Stelle weist bei der Übermittlung von Daten 
auf die nach ihrem innerstaatlichen Recht vorgesehenen 
Fristen für die Aufbewahrung dieser Daten hin, nach deren 
Ablauf sie gelöscht werden müssen, ünabhängig von diesen 
Fristen sind die übermittelten Daten zu löschen, sobald sie 
für den Zweck, für den sie übermittelt worden sind, nicht 
mehr erforderlich sind. 

7. Die übermittelnde und die empfangende Stelle stellen sicher, 
dass die Übermittlung und der Empfang der Daten akten- 
kundig gemacht werden. 

8. Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind ver- 
pflichtet, die übermittelten Daten wirksam gegen unbefugten 
Zugang, unbefugte Veränderung und unbefugte Bekannt- 
gabe zu schützen. 

Artikel 1 1 

Die Vertragsparteien halten bei Bedarf nach Vereinbarung 

Konsultationen zum Zwecke der Wirksamkeit der Zusammen- 
arbeit nach Artikeln 1 bis 6 ab. 


Artikel 12 

Dieses Abkommen hindert die Vertragsparteien nicht, andere 
beiderseits annehmbare Formen und Methoden der Zusammen- 
arbeit bei der Bekämpfung und der Vorbeugung der Kriminalität 
einzuführen oder zu fördern. 


Artikel 13 

(1) Ist eine Vertragspartei der Ansicht, dass die Erfüllung 
eines Ersuchens oder die Durchführung einer Kooperations- 
maßnahme geeignet ist, die eigenen Hoheitsrechte zu beein- 
trächtigen, die innere Sicherheit oder andere wesentliche 
Interessen zu gefährden oder gegen Grundsätze der eigenen 
Rechtsordnung beziehungsweise ihre internationalen Ver- 
pflichtungen zu verstoßen, so kann sie die ünterstützung be- 
ziehungsweise die Kooperationsmaßnahme insoweit ganz oder 
teilweise verweigern oder von bestimmten Bedingungen oder 
Auflagen abhängig machen. 

(2) Die ünterstützung nach Absatz 1 kann auch verweigert 
werden, wenn die Handlung, derentwegen das Ersuchen erging, 
nach dem im Staat der ersuchten Vertragspartei geltenden 
Recht keine strafbare Handlung ist. 


CTaaeHM HeaepHn AanHn, mjim flaHHi/i, uneTO npeflOCTaanHe 
He e 6m/io paspemeHO, Toea jpnöBa aa ötAe cboöuieHO 
HesaöaBHO na ncAynaTenn. Tom e saAtnxeH HesaöaBHO Aa 

KOpMPMpa MAM Aa yHMUtOXM AaHHMxe. 

4. Flo Monöa Ha sacernaTOTO AMpe to TpnöBa Aa StjAS mh- 
cjiopMMpaHO OTHOCHO HaAMHHMTe 3a HOfo AaHHM M peAxa, 3a 
KOHxo e npeABMABHO Aa ötAax M3noA3BaHM. FIpaBOXo na 
aacernaxoxo AMpe Aa noAyuM MHCjiopMapMA ce onpeAeAn ox 
HapMOHaAHOxo 3aKOHOAaxeACXBO Ha AoroBapnuiaxa cxpa- 
Ha, Ha HMHxo xepMxopMA e noAaAena MOAöaxa. Ha aacer- 
Haxoxo AMpe Moxe Aa öbab oxKaaana MHcjiopMapMH, ako 
MHxepecbx Ha AtpxaBaxa Aa He npeAOCxaBM MHcfropMapMA 
HaAAeAABa haa MHxepeca na AMpexo, noAaAO MOAöaxa. 

5. Bcako AMpe, Koexo npextpnM epeAM b peayAxax na npaBHM 
MAM cjjaKXMHecKM rpeujKM npM npeAOCxaBAHexo na abhhm b 
paMKMxe Ha xoea CnopaayivieHMe, mma npaao na oöeaute- 
xeHMe. FloAyHaBaptMAx AaHHMxe opraH e aa^xah ab oöea- 
PieXM npMHMHBHMXe BpeAM B CbOXBeXCXBMe C HapMOHaAHOXO 
CM saKOHOAaxeACXBO. Tom hama npaao ab ce noBOBaea npeA 
oPtexeHoxo AMpe na cjiaKxa, ne utexaxa e npMHMHeHa ox 
oprana, komxo e npepocxasMA ABHHMxe. B CAynaM, ne noAy- 
HABautMAx opraH MBAAaxM oöeautexeHMe 3a apeAM, npMHM- 
hohm ox M3noA3BaHexo Ha norpemno npeAOCxaBeHM abhhm, 
npeAOCxaBAPjMAx opran BtacxaHOBABa Ha noHynaBautMA 
opraH nxiAHMA paaiviep Ha M3nAaxeHoxo oöeautexeHMe. 

6. ripM npeAOCxaBAHexo Ha abhhm opran^x, komxo rM npeAO- 
cxABA, nocoHBA npeABMAöHMxe cnopeA HeroBOxo hapmo- 
haaho 3aK0H0AaxeACXB0 cpoKOBe aa cbxpaHABaHe ha xbbm 
AaHHM, cAeA M3xMHaHexo Ha komxo xe xphöba ab ö'bAax 
yHMPioxeHM. HesABMCMMO ox xe3M cpoKOBe npeAOCxaBOHMxe 
AaHHM ce yHMPioxaBax BeAnara, pjom Bene He ca Heoöxo- 
AMMM aa peAxa, aa koaxo ca ömam npeAOcxaBeHM. 

7. FIpeAOCxaBAPiMAx m noAyAaBautMAx opran rapaHXMpax pe- 
rMCxpMpanexo na npeAOCxaBAHexo m noAynaBaHexo na AaH- 
HMxe. 

8. FIpeAOCxaBAmMAx m nonyHaeaAiMAx opraH ca aat^xam ecjieK- 
XMBHO Aa onaaBAx npeAOCxaeeHMxe abahm ox HenpaBO- 
MepeH Aocxtn, HenpaBOMepHM npoMOHM m HenpaBOiviepHO 
paarAacABBHe. 

Habh 11 

ripM neoöxoAMMOCX m no cnopaayivieHMe, floroBapAujMxe cxpa- 
HM npoBexAax KOHcyAxapMM aa ecjieKXMBHOcxxa na cbxpyAHM- 
HecxBOxo no HAeHoae 1 ao 6. 

Habh 12 

Toaa CnopaayivieHMe ne npeHM Ha floroBapAPjMxe cxpaHM Aa 
BtBexAax MAM ab HacbpHABax ApyrM BaaMMHO npMeiviAMBM cjiop- 
MM M MeXOAM Ha CBXpyAHMHeCXBO B npOXMBOAOMCXBMeXO M npe- 
BeHpMAxa Ha npecxxinHOCxxa. 

Habh 13 

(1) Ako bahb ox floroBapAPiMxe cxpanM chmxa, ne MantAHe- 
HMexo Ha abaoha moaöa mam npoaexABHexo Ha onpeAOAeHa 
MApKA HA CbXpyAHMHeCXBO ÖMXA MOrAM AB HaKtpHAX COÖCX- 
BOHMxe M cyaepeHHM npaaa, ab aacxpamax BtxpeujHaxa m cm- 
rypHOCX MAM ApyrM cbutecxaeHM MHxepecM mam nxiK Aa Hapymax 
npMHpMAMxe Ha coöcxBeHMA M npaBOB peA pecn. iviexAy- 
HapoAHMxe M aaA'bAxeHMA, xo xa Moxe mbpaao mam oxhacxm ab 
oxKaxe ab abao noAKpena mam ab npoBBAO mapka aa 

CbXpypHMHeCXBO MAM AB nOCXABM OnpeAOAeHM yCAOBMA MAM 

orpaHMHeHMA aa xoba. 

(2) rioAKpenaxa no aa. 1 Moxe ab öbao oxKaaaHa m ako 
AOAHMexo, aa Koexo e noAaASHa MOAöaxa aa cbAOMCxBMe, ne e 
HAKaayeMO AOAHMe cbraacHo AOMCXBautoxo aaKOHOAaxeACXBO 
HA floroBapAPiaxa cxpana, KtM koaxo e oxnpaaeHa MOAöaxa. 
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(3) Die Vertragsparteien teilen einander spätestens zwei 
Wochen vor dem Zusammentritt der gemeinsamen Kommission 
sowie dem Austausch von Fachleuten die Namen der vorge- 
sehenen Personen mit. 

Artikel 14 

Dieses Abkommen tritt an dem Tag in Kraft, an dem die Ver- 
tragsparteien einander mitgeteilt haben, dass die innerstaat- 
lichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind. Maß- 
gebend ist der Tag des Eingangs der letzten Mitteilung. 


Artikel 15 

Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Es kann von jeder Vertragspartei auf diplomatischem Wege 
schriftlich gekündigt werden. Die Kündigung wird sechs Monate 
nach dem Tag wirksam, an dem sie der anderen Vertragspartei 
zugegangen ist. 

Artikel 16 

Mit Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das Abkommen vom 
14. September 1992 zwischen der Regierung der Bundesre- 
publik Deutschland und der Regierung der Republik Bulgarien 
über die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der organisierten 
Kriminalität und der Rauschgiftkriminalität in der Fassung der 
Vereinbarung vom 2. November 2000/1 7. April 2001 außer Kraft. 


Artikel 17 

Die Registrierung dieses Abkommens beim Sekretariat der 
Vereinten Nationen nach Artikel 102 der Charta der Vereinten 
Nationen wird unverzüglich nach seinem Inkrafttreten von der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland veranlasst. Die Re- 
gierung der Republik Bulgarien wird unter Angabe der erteilten 
VN-Registrierungsnummer von der erfolgten Registrierung unter- 
richtet, sobald diese vom Sekretariat der Vereinten Nationen be- 
stätigt worden ist. 


Geschehen zu Sofia am 30. September 2003 in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher und bulgarischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


(3) HaM-K-bCHO flae ceflMMun npean cbOnpaheTO ua CMece- 
Haxa KOMMCMFi, KaKTO M npeflM pasMHHara ua eKcnepxn, floro- 
Bapamuxe cxpaHM ce yBeflOMHBax BsaniviHO sa MMeHara ua 
npeflBMAeHMxe nnga. 

HneH 14 

Toea CnopasyMeHne Bxinsa b cuna b ashfi, b komto floro- 
BapniAMTe cxpaHn BsauMHO ca ce yBeAOMHAn, ne ca nsnijAHeHM 
HeoOxoAHMMte HaunoHaAHn ycnoBna sa BxinsaHexo My b cuna. 
OnpeAennut e AeHHx ua nonyHaBaHexo na nocAeAHoro yae- 
AOMAeHne. 

HneH 15 

Toaa CnopasyivieHMe ce CKniOHaa sa HeonpeAeneH cpoK. 
BcFiKa OT floroBapHATMTe cxpaHM Moxe aa ro npeKpaxM hmc- 
MOHO no AMHAOMaxMHecKM niax. FIpeKpaxHBaHexo BAMsa b cmab 
mecx Meceua caba Aaxaxa, na kohxo Apyraxa floroaapAiAa 
cxpana e noAynMAa yaeAOMAeHMexo sa AeHOHCMpaHe. 

Habh 16 

C BAMsaHexo a cmas na xoaa CnopasyMeHMe ce npeKpaxHBa 
AeMCXBMexo na floroBopa ox 14 cenxeMapM 1992 r. MexAy 
FIpaBMxeACXBOxo Ha PenyöAMKa B-bArapMA m FIpaBMxeACXBOxo 
Ha cheAspaAHa penyöAMKa FepMaHMA sa cbxpyAHMHecxBO a 
6op6axa cpeiAy opraHMSHpanaxa npecx-bnnocx m npecxtn- 
Hocxxa BXiB aptsKa c napKOXMUMxe b peAaKUMHxa My ox 2 ho- 
eMBpM 2000/17 anpMA 2001 r. 

Habh 17 

PerMcxpMpanexo na xoaa CnopasyMeHMe b CexpexapMaxa na 
OOeAMHSHMxe hsamm cbXAacHO habh 102 ox Xapxaxa na 06e- 
AMHOHMXe HaUMM LAO Ce MSBApiAM HOSaÖaBHO CASA BAMSaHeXO 
My B CMAa ox FIpaBMxeACXBOxo Ha OeAepaAHa penyöAMKa Fep- 
MaHMA. FIpaBMxeACXBOxo Ha PenyöAMKa BtArapHA Aje ö'bp.e 
yBBAOMeno sa MsabpAjeHaxa perMCxpauMn, xaxo ötAe nocoHen 
AOAyHeHMAX perMcxpauMOHeH noMep na OOH, aeAnara ajom pe- 
rMCxpauMHxa OtAe noxB-bpAena ox CeKpexapMaxa na 06eAH- 
HBHMXe HaUMM. 

CxsCxaBSHO B CocjjMH Ha 30 cenxeMBpM 2003 r. a Asa opM- 
rMHaAHM eKseMAAApa, bcokm ox komxo Ha hbmckm m öbArapcKM 
esMK, Kaxo M Asaxa xeKcxa mmsx eAHaxBa CMAa. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3a FIpaBMxeACXBOxo Ha cheAepaAna penyöAMKa FepMaHMA 
Kindermann 
Schily 

Für die Regierung der Republik Bulgarien 
3a FIpaBMxeACXBOxo Ha PenyöAMKa BbArapMA 
Petkanov 
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Denkschrift 

Allgemeines 

Die Organisierte Kriminalität und der Terrorismus be- 
einträchtigen auf vielfältige Weise die politische, soziale 
und wirtschaftliche Situation in den betroffenen Staaten. 
Die Bekämpfung der Organisierten Kriminalität und des 
Terrorismus ist daher ein Ziel, dem sich die internationale 
Staatengemeinschaft verschrieben hat. Tätergruppen 
aus dem Bereich der Organisierten Kriminalität agieren 
zunehmend grenz- und deliktsübergreifend. Sie verfügen 
über ausgeprägte internationale Verflechtungen. Um den 
damit verbundenen Gefahren für die innere Sicherheit 
wirkungsvoll begegnen zu können, müssen die zuständi- 
gen Behörden international noch intensiver Zusammen- 
arbeiten. 

Vor diesem Hintergrund hat die Regierung der Bundes- 
republik Deutschland am 30. September 2003 mit der 
Regierung der Republik Bulgarien ein Abkommen über 
die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Organisier- 
ten und der schweren Kriminalität unterzeichnet. Bulga- 
rien kommt aufgrund seiner geographischen Lage an der 
Balkanroute und seines Status als Beitrittskandidat zur 
Europäischen Union eine besondere Bedeutung bei der 
Bekämpfung der grenzüberschreitenden Kriminalität zu. 
Mit diesem Abkommen sollen die erforderlichen Rechts- 
grundlagen für eine engere und bessere Zusammen- 
arbeit geschaffen werden. 

Im Einzelnen 

Zu Artikel 1 

Zunächst werden die allgemeinen Formen der Zusam- 
menarbeit bei der Bekämpfung der Organisierten Krimi- 
nalität, des Terrorismus und anderer schwerer Straftaten 
im Sinne des Artikels 3 aufgeführt, wie der Austausch von 
Fachleuten, Informationen, Erfahrungen, kriminalistischen 
und kriminologischen Forschungsergebnissen und die 
Durchführung abgestimmter operativer Maßnahmen. 

Zu Artikel 2 

In Absatz 1 wird festgelegt, dass Ersuchen um Übermitt- 
lung von Informationen grundsätzlich schriftlich ergehen. 
In dringenden Fällen können sie jedoch auch mündlich 
gestellt werden, wobei sie aber schriftlich zu bestätigen 
sind. 

Zur Erleichterung der Zusammenarbeit sieht Absatz 2 
vor, dass die Ersuchen in der deutschen oder der bulga- 
rischen Sprache oder einer anderen von den Vertrags- 
parteien vereinbarten Sprache abgefasst werden können 
und Angaben zu dem mit dem Ersuchen verbundenen 
Zweck und zu den gewünschten Arten von Informationen 
enthalten sollen. Um eiligen Fällen gerecht werden zu 
können, können Fristen für die Erfüllung des Ersuchens 
gesetzt werden. 

Unter der einschränkenden Voraussetzung, dass Infor- 
mationen für die andere Vertragspartei bei der Bekämp- 
fung und Aufklärung von Straftaten der Organisierten Kri- 
minalität und der schweren Kriminalität von Bedeutung 
sind, können nach Absatz 3 solche Informationen auch 
ohne Ersuchen der anderen Vertragspartei mitgeteilt wer- 
den. 


Zu Artikel 3 

Absatz 1 legt den Bereich der Zusammenarbeit, nämlich 
die Bekämpfung und Aufklärung von Straftaten der Orga- 
nisierten Kriminalität und der schweren Kriminalität, fest. 
Diese Zusammenarbeit steht unter dem Vorbehalt des 
jeweiligen innerstaatlichen Rechts. 

Hervorgehoben werden sodann in Absatz 2 bestimmte 
Deliktsbereiche, die einen Schwerpunkt der Zusammen- 
arbeit darstellen. Die Aufzählung ist jedoch nicht ab- 
schließend („insbesondere“). 

Zu Artikel 4 

Es werden hier die besonderen Formen der Zusammen- 
arbeit zum Zweck der Bekämpfung der Betäubungsmit- 
telkriminalität aufgeführt, wobei auch hier die Aufzählung 
nicht abschließend ist. 

Zu Artikel 5 

Es folgt eine Aufzählung der besonderen Formen der Zu- 
sammenarbeit bei der Bekämpfung des Terrorismus. 

Zu Artikel 6 

Daran schließen sich die besonderen Zusammenarbeits- 
formen bei der Bekämpfung der illegalen Einschleusung 
an. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 stellt klar, dass Fragen der Rechtshilfe in Straf- 
sachen und der Amts- und Rechtshilfe in Fiskalsachen 
sowie sonstige, in völkerrechtlichen Übereinkünften ent- 
haltene Verpflichtungen der Vertragsparteien unberührt 
bleiben. 

Zu Artikel 8 

Es erfolgt eine Aufzählung der für die Durchführung des 
Abkommens zuständigen Stellen der Vertragsparteien. 
Die Vorgaben des § 3 des Bundeskriminalamtgesetzes 
sind hierbei gewahrt. Änderungen der Zuständigkeiten 
oder der Bezeichnungen der Behörden können auf diplo- 
matischem Weg angezeigt werden. 

Zu Artikel 9 

Um den Abkommenstext überschaubar zu halten, kön- 
nen die Vertragparteien weitere Einzelheiten der in den 
Artikeln 1 bis 6 vereinbarten Zusammenarbeit in geson- 
derten Durchführungsvereinbarungen festlegen. 

Zu Artikel 10 

Artikel 10 stellt für die Verwendung personenbezogener 
Daten, die im Rahmen der vertraglichen Zusammenarbeit 
dem jeweils anderen Vertragsstaat übermittelt werden, 
ein eigenständiges Datenschutzregime auf. Eine Verwen- 
dung von Daten im Sinne von Artikel 10 liegt - in Über- 
einstimmung mit der Begrifflichkeit des Bundesdaten- 
schutzgesetzes (§ 3 Abs. 4 und 5 BDSG) - bei jeder Form 
des Umgangs mit personenbezogenen Daten vor, die 
nicht Erheben ist. Eingeschlossen sind demnach sowohl 
die Verarbeitung als auch die Nutzung von Daten. 
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Nummer 1 sieht einen Unterrichtungsanspruch der über- 
mittelnden Stelle einer Vertragspartei über die Verwen- 
dung der übermittelten Daten und die dadurch erzielten 
Ergebnisse durch die empfangende Stelle der anderen 
Vertragspartei vor. Nummer 2 formuliert den Grundsatz, 
dass personenbezogene Daten, die aufgrund des Ver- 
trages dem anderen Vertragsstaat übermittelt wurden, 
von diesem nur zu den im Vertrag festgelegten Zwecken 
und zu den Bedingungen, die die übermittelnde Stelle im 
Einzelfall stellt, verwendet werden dürfen. Eine Ausnah- 
me ist nur zur Verhütung und Verfolgung von Straftaten 
sowie zur Abwehr von erheblichen Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit zulässig. Nummer 3 unterwirft die 
Übermittlung und Verwendung der Daten durch die 
Stellen der Vertragsparteien dem Grundsatz der Verhält- 
nismäßigkeit und verpflichtet zur Korrektur. Nummer 4 
schreibt die Rechtsposition des Betroffenen auf Auskunft 
grundsätzlich fest. Die Nummern 5 bis 8 enthalten Rege- 
lungen zum Schadensersatz, zur Löschung, zur Nach- 
weisführung für die Übermittlung und zur Sicherung der 
Daten. 

Zu Artikel 11 

Artikel 1 1 sieht bei Bedarf Konsultationen zur Evaluierung 
der auf der Grundlage des Abkommens erreichten Zu- 
sammenarbeit vor. 


Zu Artikel 12 

Unberührt von den Bestimmungen des Abkommens kön- 
nen die Vertragsparteien andere beiderseits annehmbare 
Zusammenarbeitsformen zur Prävention und zur Be- 
kämpfung der Kriminalität ergreifen. 

Zu Artikel 13 

Artikel 1 3 gestattet es jeder Vertragspartei, einzelne Maß- 
nahmen der Zusammenarbeit aus den in der Vorschrift 
genannten Gründen zu unterlassen oder an Bedingun- 
gen oder Auflagen zu knüpfen. Im Falle der Übermittlung 
personenbezogener Daten trifft allerdings Artikel 10 eine 
spezielle und abschließende Regelung. 

Zu den Artikeln 14 bis 17 

Diese Artikel enthalten die üblichen Regelungen zum 
Inkrafttreten, zur Dauer, zur Kündigung und zur Regis- 
trierung des Abkommens. Mit Inkrafttreten dieses Ab- 
kommens tritt das Abkommen vom 14. September 1992 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Regierung der Republik Bulgarien über die 
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der organisierten 
Kriminalität und der Rauschgiftkriminalität in der Fassung 
der Vereinbarung vom 2. November 2000/17. April 2001 
außer Kraft. 
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